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PräsidentSchmideröffnetum4UhrdieSitzungunderteiltdem
eferentenDr .DannebergzurGesetzesvorlageüberdieneueGrundsteuer
asWort.DerReferentführtaus:DasAbgabenteilungsgesetz ,dasimFrühjahr

grundheutevölligsteuerfreizubelassen,wäreungerecht,chwohlwir
auchnichtdieForderungderBodenreformernacheinerhohenBesteuerung
diesesGrundeserfüllenkönnen ,da an ein BauenvonWohnungengegenwärtig
kaumzudenkenist .AbermankanndocheinenleisenZwangausübenundda-¬
herist imGesetzeeineBestimmungenthalten ,daßfürdieBaugründeder
gleicheSteuersatzzuentrichtenist ,wieervondenSchrebergärtnernein
gehobenwird .WillderBesitzereinesBaugrundesdieseSteuernichtzah-¬
len ,dannkanner diesenGrundeinemSchrebergärtnerverpachten ,sodaß
dieserdieermäßigteGrundsteuerzuzahlenhat .EswurdedaherimGesetze
bestimmt,daßdieSchrebergärtnereineGrundsteuer,dieumeinDrittel

922vomNationalratbeschlossenwordenist ,hatdenLänderndieRealsteu-niedrigerist ,zuentrichtenhaben.WennnunfürdieSchrebergärtnereine
rnüberlassen.DieseSteuernwurdendenLändernnichtnurwasdenErtragBegünstigungindasGesetzaufgenommenwordenist ,dannmußauchfürdie
nlangt ,sondern auch bezüglich der Gesetzgebung übertragen .Wir haben Sieiler der gleiche Vorgang eingehalten werden .Es zahlen daher auch die

lso vom . Jänner 1923 an diese Steuern selbständig zu bestimmen .Es hat siedler für ihren Garten nur zwei Drittel der normalen Steuer .Wir haben

lsoderLandtagBeschlüsseüberdieGebäude-undüberdieGrundsteueraußerdemnocheinObjekt,dasgesondertbehandeltwerdenmuß.Essinddies
ürdiesesJahrzufassen.BezüglichderGrundsteuerhättesollendurchdieHausgärtan,dieinWienineinerReihevonGebäudenzufindensind.
enBundein Rahmengesetzgeschaffenwerden ,dasRichtlinienüberdie Be -Esist ausdrücklichder BegriffeinesHausgartensklargestellt .Erwird
teuerungunddenMindestertragzuenthaltengehabthätte .Worhabennurdannbesteuert ,wenner einenErtragabwirft ,oderwenner einwirkli
urchMonateaufdiesesGesetzgewartetaberesist nichtgekommen.ErstcherGartenist .EinHof ,indemeinigeBäumestehen ,istselbstverständ-¬etzthatdieBundesregierungerklärt ,daßdasWiederaufbaugesetzzugleichlichgrundsteuerfrei.
uchdiesemRahmengesetzdarstelle .DiewenigenBestimmungen ,dienunin Eskannalsogesagtwerden,daßdasGesetzdurchausdenVerhältnissen
iesemGesetzeenthaltensind ,besagenüberdieGrundsteuergarnichts.
s wird bloß bemerkt ,daß der Mindestertrag 50 %des Ertrages derstaat - ¬

ichenGrundsteuervomJahre1922inGoldgerechnetfürdiesesJahrzu
e sgenhat .DieLändersinddadurchineinesehrunangenehmeLagege¬
omweilsienunin wenigenWochendieseschwierigeSteuerfragere-¬
elnsollen ,diederBunddurchfast einJahrzuregelnunterlassenhat .
s ist denLänderndahernichts anderesübrig geblieben ,als voneiner
euordnungderGrundsteuerabzusehenunddieseSteuermitallenihren

KompliziertheitenundUngerechtigkeitenbeizubehaltenundsie einfachzu
multiplizieren .Es habendaher die meistenLändernachdemWiederaufbau .
gesetzihreVerfügungengetrorfenodersie sinddarübernochhinausgegan-¬
gen ,daderBundihnenvorgeschriebenhat ,daßsieunddieGemeinden,wenn
sie nicht in derLagesinddasfinanzielleGleichgewichtherzustellen
durcheine entsprechendeErhöhungder Grundsteuersich Mehreinnahmenzu

verschaffen.
AuchWienistvordieserFragegestanden.DaaberinWienderBau-¬

grundsteuerfreiist ,sohabenwirhierkeinegroßenFlächen,diebe-¬
steuerungsfähigwären,weshalbalsodieseFragefürunskauminBetracht
kommt.EswäresehrverlockendgewesenvonderaltenGrundsteuerüber-¬
hauptabzusehenundeinevollständigneueBodenbesteuerungeinzuführen.
Dazuwaraber die Zeit zu kurzundwir halten unsimWesenan dasGesetz ,
dasderniederösterreichischeLandtagüberdie Grundsteuerbeschlossen
hat .Niederösterreichist bei demneuenGesetzüberdie Grundsteuernicht
vondemErtragdesHahres1914ausgegangen,obwohldasWiederaufbaugesetz
diesvorschreibt ,snndernvondemSteuerertragdesJahres1922 .Diesen
Ertraghat manin Niederösterreichmit140multipliziert unddazunoch
das1OfachealsZuschlagfürdieLandwirtschaftskammerngerechnet,sodaß
als neueGrundsteuerfür das Jahr 1923die 150facheSteuerdesJahres
1922sichergibt.WirhabeninWiendiesenVorgangnichtvollständignach-¬
ahmenkönnen,weildienotwendigenZahlenunsnichtzurVerfügungstehen.
InWienwurdeimJahre1922dieGrundsteuervondenstaatlichenBehörden

entspricht.ImLaufediesesJahreswerdenwirvielleichtnochGelegen-¬
heit habenübereinegründlicheReformderRealsteuernzubersten ,die
dannimJahre1924wirksamwerdenwürde .Essoll in dieserkleinenRe-¬
publikeinemöglichsteinheitlicheBodenbesteuerungeingsführtwerden,
weshalbdieLandèsregierungensichindieserFragenochberatenwerden.
BisdahinsolldasgegenwärtigeGesetzzurDurchführungkommen.(Beifall

EswirdnundieGeneral-undSpezialdebatteübereinstimmigen
Geschlußgemeinsamdurchgeführt

GR. Roth(chr. sez. )sprichtsichgegendieBesteuerungderHausgärtenans.Erverweistdarauf,daGinsbesondereindeninnerenStadtbe
kendie Hausgärtanein Luftreservoirebildenundvorder Verbauungs
schütztwerdensollen .DieimEmtwurfbeantragtenStrafsätzeseien
zuhoch,esgehenichtanineinerdemokratischenStadtdieVerhängung
vonStrafen,wieesderEntwurfvorsieht,demBeliebeneinesBeamtenzu
überlassen. GegensolchediktatorischeMaßregelnmüssesichRednerant¬

schiedenaussprechenunderbeantragedaherdieHöchstgrenzederStrafen
aufdas30facheAusmaß,derArreststrafenaufzweiWochen,stattvier
Wochen,beidenGeldstrafendiegöchstenauf3MillionenunddasAusmaß
derArrestrafenaufdreiTageherabzusetzen .

GR.Ullreich(chr.soz.)findetdieFestsetzungderGrundsteuervon
32KperQuadratmeterfürSchrebergärtnerzuhochdadieSchrebergärt-¬
nerohnehinschwereLastenzutragenhaben,ManmögedasKleingartenwe
senberücksichtigenunddeswegenstelleRednerdenAntragdieGrund-¬
steuerfürSchrebergärtnerundSiedlergärtnerum20KperQuddratmeter

festzusetzen.InseinemSchlußwortesprichtsichderReferentgegendibe
Abänderungsanträgeaus .Eswäreunzweckmässigalle Hausgärtenfürs
freizuerklärenaberauchunbillig,siegleichmäßigzubesteuer
GRRothdieStrafsätzebemängelthat ,seidaraufzuerwiedern,daßd

nichteineAusnahmsbestimmungist ,sonderndaßinallenWiener
ergesetzendiegleichenStrafsätzeenthaltensind ,auchin dmstastli

eingehoben ,die auchdie Zuschlägedes Landesundder Gemeindehinzurech -chen .DervonGR. llreichbemängelteBetragvon32Kseikeineswegs
netenundderGemeindenurdieEndsummenmitteilten.DieVerrechnungzwi¬
schenBundundGemeindeerbolgtpauschalundnichtgesondertfürjedeneinzelnenFall .Deshalbhabenwirnichtmit150sondernnurmit40multi-¬
pliziertundkommendabeiungefährzudemgleichenErgebenis.

gebührlich ,dennein Schrebergartenmit300Quadratmeterwardejährl
9000KanSteuerzuzahlenhaben.WasdieLeistungsfähigkeitdesse
zersnichtübersteigt .BerechtigtwärensolcheAnträgenurdenn ,wen
dieSteuerübermäßigwerde.AusdiesenGründenkönneReferentdan

Esergibtsichrunfür Wieneiniges ,wasin denanderenLänderndeni -derungsanträgennichtzustimmen .
DasGesezurddanninbeidenLesungenangenommengdieAbänderung-¬ger in Fragekommt .DerBaugrundgalt bisher als grundsteuerfrei .DenBau- ¬

anträgewerdenabgelehnt.

den



WIENERGEMEINBERAT
Sitnungvom19 .Jänner1922

BürgermeisterReumanneröffnetumhalbelf UhrnachtsdieSitzung,und
verliestdenSpedeneinlauf.DerBürgermeisterhältsodannfolgendeAnsprache,dievomGemeinderat

ehendangehörtwird :MehralsvierJahresindseitdemunseligstenallerKriegevergangen
und noch immerkönnendie leidenden Völker micht zur RüheKommen .Neue
Gewalttatist aufdemMarschegegenunsereschwergeprüftenBderim
ReutschenReiche.DerGemeinderatderStadtWiensprichtalsVertreter
derWienerBevölkerungausdiesemAnlassederBevölkerungdesDeutschen
ReichesdastiefempfundeneMitgefühlaus

DieBesetzungdesRuhrgebietes,derSchatzkammerdeutscherArbeit,istzurdieletzteTatdesImperialismus,deralseimeinternationale
ErscheinungdasganzeUnheildesletztenJahrzehntsüberdieMenschheit
gebrachthat ,undunterdessenfluchwürdigerPolitikalle Völkergleich
leiden.DerEimmarschindayRuhrgebietbedrohtnichtnurDeutschland,
bedeutetnicht nurdie weitereErschütterungder deitschenWährungund
Wirtschaft,sondernwirktebensozerstörendaufdieWirtschaftFrankreich
undEnglandsunddamitderganzenWeltzurück.

AuchOesterreich,dasgeradeimgegenwärtigenAugenblickvonschwe
rerWirtschaftskriseheimgeguchtist ,erfährtdurchdieBedrohungDeutsc

is eineweitereVerschärfungseinereigenenLeiden.DieseRepublik
undihreHauptstadtkennenauseigenenmErlebendieGefahrderWirte
schaftszerrüttung,dieFurchtvorderFremdherrschaft.Diefreigewählte
VertretungdieserStadterhebtdarumumsolauterihreStimmegegen
jedeFormderGewaltherrschaft ,gegendieweitereZerstörung,fürdie
VersöhnungderVölkerfürdenWiederaufbauderWeltdurchgemeinsame

Anbeit !
DerBürgermeisterschliesst :Ichglaube ,derGemeinderatisteinig ,

daßdieseKundgebungdemProtokollderheutigenSitzungeinverleibt
unddemReichspräsidentenEbertübermitteltwird.(LebhafterBeifäal

DerBürgermeisterteilt dannmitdasszudenPosten1,2,3,4,6,7,9,
10,1112 ,15 ,14 ,17keineWortmedlungenvorliegen.DieseVorlagensind
herangenomme

DieSitzungwirdgeschlossen.



Es-folgtdieVerhandlungüberdieWohnbausteuer.
dieLänderundGemeindenverhaltenseien,ihrBudgetdefizitdurcheineWohnungenbenutztwird,anstattfürallgemeineGemeindezweckeverwendet
entsprechendeErhöhungderGrund-undGebäudesteuernzudecken.DieGrund-zuwerden“.(LebhafteHört-HörtrufebeidenSozialdemokratenWirha-¬
steuermitihremGesamtertragvonhöchstensvierMilliardenkommtfür
einBudget,wiedasderStadtWien,nichtin Frage .Wennwiralsowirk -wirdieSteueraufGeschäftslokalefürGemeindezweckeverwendeten.
lich das Budgetdefizitauf diese Weisegedeckthätten ,wärenwirzu

einer sehr beträchtlichen Erhöhung der Mietzinse genötigt gewesen .Wir Und jetzt verlangen sie wieder das ,was wir im Vorjahre gemacht haben

hätten eine Steuer einhebenmüssen ,die 340malso hochgewesenwäre ,

abganges,diedieGemeindedurchErsparungsmaßnahmenzubedekkenHofft ,gen ,welchesindieserSacheeigentlichihrStandpunktist .
wäreesnochimmerder220facheFriedenszinsgewesen.Wirhobendies
nichtgetanundwirkönnenmitGenugtuugfeststellen ,daßdasLand

WiendaseinzigeLanfist ,welchesbei seinemBudgetdie Hauszinssteuertrag derSteuerfür Wohnbauzweckeverwendetwird .Nochdazumitder
völligausgeschiedenhat .Sieist nurmitdemgeringenBetragevon460
Millioneneingesetzt ,derunsdurchdasWiederaufbaugesetzzwinggndvor-¬
geschriebenist .

WirstehenaufdemStandpunkt,daßwirdieBesteuerungderWoh-¬
heutenicht unbedingtnotwendigist .Unddaßdies /nicht notwendigist ,

darinzeigtsichdergroßeErfolgdesvielumstrittenenBreitner' schen
Steuersystemserstsorechtdelich .DieSteuerauchdieWohnungen,die
wirvorschreiben,ist vielmehralseinereineZwecksteuerfürdenWoh-¬
nungsbaukonstruiert .Dadurchunterscheidetsie sichvonderWohnungs¬
besteuerung ,die sie in der Mehrzahlder übrigenBundesländerdurchge-¬
f,éührt wird ,die einfach die alte Hauszinssteuer erhöhen .Die Hauszing -die Vertreter von Handel und Vewerbein einer solchen Zeit frohwären ,

steueralsganzlineareSteueristeinesehrbrutaleSteuergewesen. JedaßwenigstensdieGemeindeeinpaarDutzendMilliardendemMarktezu-¬
deZinskrone,obvonderLuxuswohnungodervonderProletarierwohnung
wurdein ganzgleichemMaßebesteuert .Daswareineverkehrte ,antiso-¬

mensals Steuerabgeliefertwerdenmusste.
WirhabenalsodieSteuer ,diewirIhnenvorschlagen,invielen

Beziehüngenandersgestaltetals früher .Eswarauchnichtzweckmäßig,
weiierSteuergrundlagezubleiben,diewirimVorjahrefürdieMiet-¬zinsabgabegewählthatten .DgsneueMietengesetzbringteinevööligneneneuerBedarfvonWohnungenüberdasFriedensmaßhinaus.DieAnzahl
Methodeder Zinsberechnung ,die auf demFriedenszins basiert .Dieser
bistet daher auchdie beste Grundlagefür die neueSteuer .DieSteuer

selbst ist mitRücksichtaufdie schlechtenwirtschaftlichenVerhältnis -zumJahre1917warsis auf13 . 000heruntergesunken,abervon1919an
se ,in denen wir uns befinden ,sehr mäßig .In einer Zeit schwererAr¬
beitslosigkeitweitverbreiteterKurzarbeit ,drückendenLohnabbaues ,
ist esschwierig,gerechteSteuernzuschaffen.Darumbenügtsichdie-¬
seSteuerindenunterstenStufenmitsehrgeringfügigenBeträgen.Sie
nimmtaucheineUnterschfeidungzwischenWohnungenumdGeschäftslokalendenWohnbedarfkanndieprivsteBautätigkeitheutenichtbefriedigen
vor :BeidervorletztenStufesolldieProgressionderBestreuerungbeiweilderMieterschutzdemWohnungsbauunrentabelmacht.Esgibtdaher
Geschäftslokalenaufhören,währendsiefürWohnungennochweitergeht.

EineMeuerunggegenüberdemVorjahreliegt auchdarin ,daßheu-¬
er derganzeErtragderSteuer ,nichtnurdervonWohnungen,sondern
auchdervonGeschäftslokalenausschliesslichfürWohnbauzweckever¬

mungin der OeffentlichkeitKritik erfahrenhat .Als wir imVorjahre
dieMatzinsabgabegemachthaban,wobeinurderErtragderSteuerauf
Wohnungenfür Wohnbauzweckegewidmetwurde ,hatdieMinoritätdagegen
gewettert .Heuer ,da wir in der Lage sind ,das zu tun ,was Sie imVor- ¬
Jahre vonunsverlangthaben ,meldensich seltsamerWeisegeradeaus
hremKreiswiederandereStimmen,dieauchdasbekritteln .Ichhabe
Leuteinder„Reichspost"voneinerVersammlungeinerOrtsgruppedes
Gewerbebundesgelesen,dieeineReslutionannahm,inderwiees

dortheisst,entschiedendagegenEinsprucherhobenwird,„daGdesEr-¬
ReferentGR.Dr.Danneberg:DasWiederaufbaugesetzschreibtvordagzrägnisderWohnbausteuervonGeschäftsräumenzurNeuherste' lungvon

benalsoimVorjahreAnfeindungenuberunsergehenlassenmüssen,weil

Jetzt ,dawiresumgekehrtmachen,ist esdenHerrenwiedernichtrecht,
undwasdamalsder Gegenstandihrer heftigen Kritik war ,Mankennte

aldderFriedenszins ;selbstbeiAbzugder45MilliærdendesGebarungs-schonverlangen,daßdieHerrensichendlicheinmalendgültigüberle-¬
Nochsonderbarer ist ,daß auch die Handelskammerin ihremGut- ¬

ahhtenuberdasGesetzgleichfallsdagegenProtesterhebt,daßderEr-¬

Begründung,daßdie Wohnhäuser,die die GemeindebautdasGemeindever-¬
mögenvermehren!Hört ,hörtbei denSozialdemokraten).Manmußsagen,
dasist eineseltsameHandelskammer .InkeinemanderenLandehaben
sich die Unternehmerihrer Pflicht ,Wohnungenzu bauen ,in solchemMaße

nungenfürdieZweckederGemeindenichtdurchführenwollen,solangeesentzogen,wieinWien.StattdaßnundieVertretungderUnternehmerfroh
wäre ,daßwenigstensdie GemeindeWohnungenbaut ,protestiert - snoch
dagegen.ündstatt ,daßeineHandelskammerbegreifenwürde,daßderWoh-¬
nungsbaudochzurBelebungderganzenIndustrieunddesGewerbesbei¬
trägt ,statt daßsieineinerZeitaußerordentlicherArbeitslosigkeit,
woderFinanzmlistererklärt ,keinGeldfürInvestitionenzuhaben,
woderBundbereitsvergebendBestellungenwiederabbestellt ,statt d3

führt ,protestiertdieseseltsameHandelskammerauchdagegen!Manmußsagen,derblindeParteihaßeinigerLeuteverführtdieseKammerzuSut
zialeProgression,daessichaufdieseWeiseherausstellte,dasgeradeachten,dereneinzigerErfolgist ,daßmansieebenvölligunbeachtet
bei denunterstenStufender verhältnismäßiggrössteTeil desEirm -lassenmuG,weilmansieht ,daßnicht sachlicheErwägungen,sondernpo-¬

litischerHaGbeidiesemGutachtendieFederführt .(LebhafterBeifall)
DieBevölkerungvonWienhatzwarinfolgederKriegsnotundles

Geburtenrückgangesabgenommen;daaberdieAnzahlderEheschliessungen
in WienweitüberdasVorkriegsmaßgestiegenist ,ergibtsicheinimmer

derEheschliessungeninWienwarindenJahren1911bis1913stetsun¬
ter 20 . 000 .1914stieg sie infolge der Kriegstrauungenauf 22 . 000 ,bis

erfährt sie eine außerordentlicheSteigerung .ImJahre 1919warenes
26. 182Eheschliessungen ,imJahre1920sogar31164 ,imJahre1921
nochimmer29. 274und1922bis EndeSeptember20. 478alsoin neuenMona-¬
tenebensovielals vordemKriegein einemganzenJahr .Diesensteigen-¬

nurzweiMöglichkeiten,umdieBautägigkeitzubeleben.Entwederden
Weg,denSieempfehlen:AufhebungdesMieterschutzes,oderdenanderen
Weg,denwirfürdenrechtenhalten:denWohnungstauschaufgemeinnützi¬
gerGrundlage.DiesenWeghatdieGemeindebereitsimVorjahreeinge-¬Bau

wendetwird .EshatmichsehrWundergenommen,daßgeradedieseBestim -schlagenundsie hatdas/Frogramm,dassie fürdasJahr1922aufgestellt
hat ,auchwirklicheingehalten.DievorllegendeSteuerbezweckt,fürdas
Jahr1923einungefährgleichesBauprogrammaufzustellen .Siewirdvor-¬
aussichtlicheinensolchenErtragbringen ,dasmitHinzurechnungder
AequivalenteundParifikationsbeträgederBauvon1000Wohnungenermög-¬
licht wird .Wennes zueinerStabilisierungderKronekommt,wirdwohl
auchwiederBaukapitalimAnleihewegezuhabensein .AufjedenFallwird
dieseSteuerdazubeitragen,nichtnurneueWohngelegenheitenzuschaf¬
fen ,derenwirsodringendbedürfan,sondernauchproduktiveArbeitslo-¬
senfürsorgein beträchtlichenMaßezutreiben .(LebhafterBeifall).



GR.Kunschak(chr.soz.):WirhabenvorwenigenWochendenHauptve

schlagerder,daßkeineneuenSteuerneingeführtwerdeStolzfordertedasGlaszumUeberfließenbringt.Ichverkennenicht,daßderPatriotis-¬
satz ,daßkeineneuenSteuerneingehobenwerden,undSteuernaufgelassensetühlmitdemWohnungsbedürftigeneinsehrgroßerist .Daherwirdsie
werden ,ist es jetzt vorbei .NeumSteuernschwebenwie DamoklesschwerterEhendie Last der Wohnbausteuernochzu tragen versuchen .Wesentlichan- ¬

gendesgestgestelltwerden:Am23.Dezember. J.wurdehierbeschlossen,EetrlebsstätteninsAugefassen.DerReferenthatgesagt,dasdieBeträ-¬Haus¬

daßunterdenEinnahmenderGemeindeeineSteuervombesitzdieHaus-¬

Ausmaßevom1700Millionenfigurierensoll .EssolltediesderaufGrund

wurdeunsgesagt,werdefürWohnbauzweckeverwendet.Eswurdeunsweiter
mitgeteilt,daßSiedieHauszinssteuereinhebenwerdenundjetztsagenSie
daßSiedieseSteuernichtbeanspruchen.SiehabendieMietzinsabgabeund
kaumvoneinerAuflassungdieserSteuerngéeRedesein.Richtigist ,daß
dieUntermietabgabewegfällt,aberderReferenthatselbstbemerkt,daß
dieveranschlagten600MillionenKronenhareingebrachtwerdenmüssen.Esergibtsichalso,daßSiedienurbedingtaufgelasseneHauszinssteuerdenVerpflithtunggegenüberihrenMitarbeiterngerechtwerdenzukönnen.
unddieUntermietabgabeaufdieGrundsteueraufgebauthaben.Durchdie
ErhöhungderGrundsteuerwerdendreZusfällehereingebracht.Diegenann
nachsindsieindieGrundsteuereingebautworden.FürdieFinanzlage
Sie25MilliardenzumZwackederErrichtungvonWohnbautenverwenden,seharttreffen,wennmanbedenkt,daßauchsozialpolitischeAbgabenzuen
vermehrensie umdiesemBetragdasVermögender Gemeinde,weshalbes

auch
nichts hat ,so trifft dies Budgetmäßignicht zu ,denn zu den Aufgabenhöhungenwerdensich in gewaltigen Beträgen bei den Lohnabrechnungenäus - ¬
derGemeindeverwaltunggehörtauchdieWohnungsfürsorge .SowiedieGe-¬

zwecke,somüssenauchAufwendungenfürWohnungszweckegemachtwerden.EsgehörtgarkeineRabulistikdazu,wennbehauptetwird,daßdieseZweckeerscheintmirganzunverständlich .BeiderSchaffungderMietzinsabgabe,
steuereineEntlastungderGemeindedarstellt.AlsoauchvondiesemGe-¬

besitzt ,zuhaben.
NunmehrsolldieWirtschaftspolitischeBedeutungderWohnbausteuer

Versammlungnichtdasgeringste,diesichkürzlichgegendieWohnbausteuerdochderAusbreitungderArbeitslosigkeitneueNahrungzugeben.
ausgesprochenhatundinderFrauDr .MotzkoReferentingewesenist .Die

entrichten,derschätzungsweiseebenfall,mitdem150fachendesFriedens-gistratsbeamtenüberlassen,diekeinanderesInteressehaben,alsde

Wohnbausteuervorgenommen.VoreinemhalbenJahrewäreeinesolcheBelas
anschlaginderGemeindefürdiesesJahrberaten.DabeiareinHaupt-StunggarnichtderRedewertgewesen,jetztkannesderTropfensein,der
damalsderFinanzreferentdasJahrhundertindieSchrauen .MitdemGrund-usdeWienerBevölkerungunddschliesslichauchihrSilidaritäss-¬

überdieBevölkerung.WmZusammenhangemitderWohnbausteuermußfol -daraberliegendieDinge,wennwirdieWohnbausteueralsBesteuerungder

zinssteuerinderHöhevon460MillionenKronenunddieGrundsteuerimge,dieervondenGeschäftsinhabernundGewerbetreibendenfordert,nichtsoüberrragendgraßseienundsogarVergleichsmomenteangeführt .Unterden

desBundesgesetzesvorgeschriebeneMindestertragseinEinMehrerträgnis!fühernVerhältnissenwärendaskeinekatastrophalenZahlengewesen.AberunterdenjetzigenVerhältnissensindsiees .EswirdgewidmancheUnter-¬
nehmergeben,diedieirtschaftlicheNotlagemißbrauchen,umsichgewißer
BerpflichtungenzuentledigenoderumfürsichVorteileherauszuschlagen.

dieBodenwertabgabeindasBudgotnichteingestellt.EskannalsoheuteDergroßeTeilderUnternehmeristabernichtvondieserArt,eruchtmitdemAufgeboteAlerKrätedieBetriebeaufrechtzuerhaltenundwomöglichdenArbiterstandvollaufzubeschäftigen,oderddhhdenzurückbeeibenden
ArbeterndieKurzarbeitzuersparen.NieleUnternehmertunes ,indemsie
ihreeigeneExistenzriskieren,umihrersozialpoltischenundmenschli¬

Esist keinePhrase ,sondernTatsache,diesichunschwerbeweisenlässt ,daUnternehmerihrenFamilienschmuck,entbehrlicheKleidungs-undWasche
tenSteuernverschwindennuralsselbständigeAbgaben,aberdemErtragstückeamSamstagindieVersatzämtertragen,umdadurchdienötigenGeld-¬mittelfürdieAuszahlungderLöhnezuerlangen.DieWohnbausteuerwirddas
kommtinBetrachtderBesitzderStadtanunbeweglichemVermögen.WennProduktionsleben,dasohnehinunterschwerenLastenseufzt,außerordentlich

richtensind ,dieausderNotderZeitherausalsbaldeineweiterefühsa
nichtrichtigist ,daßSievondieserSteuernichtshaben,WennSiebehaureErhöhungerfahrendürften.DieArbeitslosenundKrankenfürsorgeabgabe
ten die GemeindevondemErtrage der Wohnbausteuerwirklich für sich die Ausgabenfür Spitalspflege werdenerhöht werdenmüssenunddieseEr- ¬

sern .UndindieserZeitvollständigerStagnationdesGeschäftslebenskom¬
meindAufwendungenmachenmuefürdasArmenwesen,fürSanitäreundSchul-menSiemitdemGrundsatze,daßdieBetriebsstättengenauwiedieWohnungenbelastetwerdenmüssen,jadarüberhinmus;wiedieLuxuswohnungenDas

dieineineZeitderwirtschaftlichenHochkonjunkturerfolgte,habenSi.
sichtspunkteistesunrichtig,dasSiekeinInteresseanderSteuerhaben,denGrundsatzanerkannt,daßmandieBetriebsstättennichtdenLuxuswoh-¬
richtigist vielmehr,dagdieGemeindederHauptinteressentandiesernungengleichhaltendürfe .Undjetzt ,woderverkehrteZustandeingetre-¬
Steuerist .DaszweiteHauptinteresseanderWohnbausteuerscheintdertenist,wowirdieseschsereWirtschaftskrisevorunshaben-verlassenSie
„Grundstein“,jeneBaugenossenschaft ,diedasMonopolfürgemeindeaufträgedenfrühennStandpunktderGerechtigkeitundkommenzurbrutalenGleich-¬

stellungeinerjedenBetriebsstättemitirgendeinerLuxuswohnung.Daskann
dochnichtIhrErnstsein !Siekönnendochnichtwollen ,daßdasErwerbs-¬

untersuchtwerden.WirsinddurchausnichtgegeneineWohnbausteuer.WirlebenindieserStadtanjederAufwärtsentwicklunggehindertwerde.d
habenschonfrüherbedauert,daßnureinTeilderMietzinsabgabeBauzwek-nochtiefersinkt.WennSieauchnichtandemSchicksaldesUnternehmerskenzugeführtwird.AndiesemStandpunktändertauchderBeschlußeinerinteressiertsind,dodochandemSchicksaldesUnternehmens .Dasheisst

RednerbesprichtdieParifikationderMitzinsevonWohnungen,die
Versammlungwurdevonihrnichteinberufen,siehatdortnurdasReferstimHausedesBetriebsinhabersliegenundgibtderErwartungausdruck,daß
erstattet.DurchdasneueMistengesetzwerdendieMieterungeheuerbels-mansichbeidieserParifiktaiondergrösstenZurückhaltungbefleissenwer-¬stet .Siehabenzudem150fachenFriedenszinsnocheinenBetriebszinszuden.VonallemdürfemandieseFarifikationnichtderEntscheidungvan
zinses angenommen wird ,wobei sehr zu befürchten ist ,daß damit nicht aus -schen des Finanzreferenten nach möglichst hohen Einnahmen zu entsprech

gekommenwird.DieMieterbefindensichgegenwärtiginverzweifeltenVer-EsmüssendochalsovonamtswegenSachverständigebeigestelltwerden,damit
hältnissen.WirhabeneinenkatastrophaleRückentwicklungderKonjunkturbrutaleFehlurteilevermiedenwerden.HieristauchüberdieBestimmung
zuverzeichnenundeswerdenWochefürWochevieletausendeaufsPflasterbetreffenddieRekurseeinschweresBedenkenauszusprechen.EtseieinUn¬gestellt,diedasHeerderArbeitslcsenvermehren.DieKurzarbeitverur-ding,daßdieRekursinstanzeigentlichedieselteBehördeseiwiedieje-¬
sachteineerschreckendeAbnahmedesEinkommensderBevölkerung.Aufderneige,gegenderenEntscheidungieBeschwerdeeingebrachtwird.Dakönne
einenSeitesehenwiralsoeinegewaltigeErhöhungdesMietzinsesundaufsichderMagistratsdirektorvordenSpiegelstellen,sicheineherunter-¬
der andegenSeite wird in diesemZeitpunkteeine neueBelastungmit Ihrer hauseunddabei sagen :Magistratsdirektorau hast unrecht gehabt ,entschei -



deanders.DieRekurserledigungensindzueinemreinenFormalaktherabge-¬
sunken.ManmüssteeineInstanzschaffen,zuderdieBevölkerungvolles
Vertrauenhat .Weiterzitiert RednereinigeBestimmungender Vorlageund
bezeichnetsie als imWiderspruchemit denBestimmungendesWiederaufbau
gesetzes ,aufdessenEinhaltungdieRegierungundderGeneralkommissär

Zimmermannbestehenwerden.WelcheVorsorgensindnurgetroffen,wennvon
dieser Seite aus ein Einschreitenerfolgt ?Die Mehrheitwerdesichdann
sicherlichauf einehöhereGewaltberufenundunterdieserBegründungdiedann

Grund-undHauszinssteuerwiedereinheben.AufdieseWeisewerde/dieHaus-¬
zinssteuer ,die jetzt in derGrundsteuerkalkuliertist ,doppelteingeho-¬
benwerden .WannsonstkeinGrundvorlägeals dieser ,wä . »er fürunsere
Partei ausreichendgegendie Wohnbausteuerzustimmen ,( LebhafterBeifall
beidenChristlichsozialen).

GR. Dr.Schwarz-Hiller(Demokrat) :DieGemeindeverwaltungberechnet
das voraussichtliche Ergebnis der Wohnbausteuermit 30 bis 36Milliarden
undrechnetmit der Errichtungvonetwa1000Wohnungen.Dasist einimmer-¬
hin beachtenswerterZuwachsan Wohnraum.Ich erkläremichdahervollund
ganzneinverstanden damit ,daß die Mittel aufgebracht werden ,umneuenWohn- ¬
raumzu schaffen .Manmußaber auchverlangen ,daß der vorhandeneWohnraum
vernünftig ausgenützt und verwendet werde .Ich benütze daher diese Gelegen - ¬
heit umeineAngelegenkeitzurSprachezubringen ,die bereitseinmalden
Gemeinderat beschäftigt hat .Es handelt sich umdas ehemalige Hotel ' Eu¬

ropein derAspernbrückenstrasse.DiesesGebäudemit300Zimmernwurde
zuerst für militärische ,dannfür kommerzielleZweckeverwendet .Zuletzt
befand sich darin das deutschösterreichische Warenverkehrsbüro ,dasnun
endlich zu Endeliquidiert hat ,undnunimSinneeiner früherenVereinba-¬
rungdas GebäudedemBundesministeriumfür Finanhenins Eigentumübergeben

hat .Heute erfahren wir nun zu unserer Ueberraschung ,daß das Finanzmini - ¬

steriumdasganzeHausderMühlenindustrie. G.in Generalmieteübergeben
hat .Diesist eingeradszufrivolerundunerträglicherVorgangineiner
Stadt ,die so wie Wienunter der katastrophalen Wohnungsnotleidet .Jetzt
wissen wen stens die Wiener ,was man im Finanzministerium unter Abbau

undNeuordnungversteht ;daß maneiner Aktiengesellschaft 300Räumegibt
( LebhafteHört -Hörtrufe ! )

WæsdieWohnbausteuerbetrifft ,sohabeichmichprogemeldet,
umzumAusdruckzu bringen ,daß ich das Gesetz als eine wahrhafterfreu - ¬

licheNeuerungbegrüsse .IchbingewißnichtmitallenseinenBestimmun¬
gen einverstanden ,aber das eine soll dankendanerkennt werden :DieGe- ¬
neindehat denerstenTerminbenützt ,ummitdemalten verrottetenZustand
der Realsteuern endlich aufzuräumen .Sie hat an Stelle der vielenSteuern
undSteuerzuschlägeein einzigesneuesGesetzhergestellt ,daseinfach ,
klarundgemeinverständlichist ,wieeseinGesetzin einemdemokratischen
Staateseinsoll .

DieFreudewirdallerdins ein weniggestört durchdieBestimmung
des § 18 ,durchderenWortäaut ,daßdie alten Steuernnicht mohreingeho-¬
ben werden ,des Recht vorbehalten ist ,wennes notwendigwürde ,aufdie - ¬
sealtenSteuernzurückzugreifen.Ichhoffe ,daßdiesnichtderFallsein
wird ;immerhinist in dieserbedenklichenBestimmungwiedeeinmaldas
alte österreichische Provisorium geschaffen .Was die Höhe der teuer be - ¬

trifft ,so erscheint es als ein gewagtes Experimmnt ,in einer Zeit ,da
derBunddenBürgernd esStaatessoaußerordentlichhoheLastenaufer¬
legt ,die SteuerschraubeauchvonSeitender Gemeindeweiteranzuziehen .
DasgiltbesondersvonderSteuerfürGeschäftslokale.Esistgelungen,
in den Ausschueberatungendurchzusetzen ,waßdie Progression fürGeschäfs

lokalemitdem250fachenabschließt.Aberauchdasist nochzuhoch ,da
der Friedenszins gerad bei vielen Geschäftslokalen sehr hoch war undda

ja geradedieUnternehmungennebenderWohnbausteuernocheineganzeRei¬

heandererstastlicherundkommunalerSteuernzuleistenhaben .Eser-¬
scheintvolkswirtschaftlichundsezialpolitischwohlsehrbedenklich,
auf der einenSeite hoheSteuerneinzuhebenunddadurchauf deranderen
Seite vielleicht mehran Arbeitslosenunterstützung ausgebenzumüssen .
IchstelledaherdenAntrag ,daßdieProgressionderSteuerfürGeschäfts

lokale nicht erst beim 250fachen ,sondern bereits beim 200fachenenden

soll .
RednerbesprichtsodannausführlichdieFragedesBemessungsgrund-¬

Steuer - ¬
lage ,der Parifizierung ,der Steuerstrafenundder/Befreiungenvon
Religionsgenossenschaften.DasGesetzhatnebenungeheurenVorteilen
aucheineReihesehrempfindlicherNachteile,dieberücksichtigwerden

sollten .
GR. Rotter( chrasoz . ) :Sie sagen ,daßdie Wohnbausteuergemacht

wird ,umdie Wohnungsnotzubeheben .Nunist aberunsererAnsichtnach,
dasprimäredieVernichtungdesletztenRestesdeskonservatitenHausbe-¬
sitzesundnurdassekundäreistdieBehebungderWohnungsnot .Nachdem
Motivenberichtsoll dieWohnbausteuerungefähr30bis36Milliardenbrin-¬
gen .Wirglauben ,daß dieser Ertrag höher sein wird und rechnen mitun¬
gefähr 70 Milliarden Kronen .Aber glauben Sie denn ,daß selbst vondie - ¬

sen70MilliardenKronenundwennSiedamit1000Wohnurgenbauen ,die
Wohnungsnotbehobenwerdenkann ?Währenddieser Zeit werden10 . 000neue
Wohnungslosedazukommen,weshalbwir zu dieser AktionkeinVertrauen
haben .Dazukommtnoch ,daß Sie alle Arbeiten einerParteiunternehmung
übertragen ,obwohles sichhierumSteuergelderhandelt .AuchdieSkals
der neuenWohnbausteuermußals ein bolschewikischesAttentatbezeichnet"
werden .DieGeschäftslokalesindviel zu hochbesteuert .Wirprott - ¬
ren schonjetzt ,das in jene Häuser ,die aus demErtragderWonnbausteuer
errichtet werden ,auchRäumefür Geschäftslokale ,Konsumvereine. s
hineingebaut werden und sind der Ansicht ,daß aus dieser Steuernur

Wohnungenerbautwerdendürfen.
StRWeber( Soz .Dem . )stellt einige Abänderungsanträge. a .zu §6

wonachdendausbesitzerneineInkassogebührvon6 %anstatt4 %gewährt
wirdeDaranknüpfter eineReiheallgemeinerBemerkungen.EinederHaupt-¬
dursachenderWohnungsnotliegt in derVermehrungderHaushaltegegen-¬
über demJahre 1914 .DerKampfgeht hauptsächlichumWohnungenmitKü¬
chen ,derenzuwenigvorhandensind .DieWohnungsnotkannnichtbesei¬
tigt werden ,etwa durch Anforderung aller noch vorhandenenBüroräume ,
sie ist nur durchWohnungsbautenzu bekämpfenundda des Privatenicht
bauenkann ,solangees éinenverlorenenBauaufwandgibt ,muceineWohn-¬
baupolitik betrieben werden ,die nicht zu einemVerlust vonallgemeinen
Mitteln führt .GR. Kunschakhat behauptet ,daß die Gemeindesich ausder

Wohnbausteuerbereichert .Wasist den die Gemeindeanders ,als dieGe- ¬
samtheitaller Bürger .Wenndas Vermögender Gemeindewächst ,sostei -¬

gertsichdergesamteWohlstandderBürger .AusdiesemGrundeiste
WohnbausteuervomStandpunkteder Gemeinde ,der Wohnungslosenundalle .
an der Pehebung der Wohnungsnot interessierten Kreise nützlich undzweck¬

dienlich .Es wird niemandengeben ,der ein soziales Empfindenhatauch
nicht denInhabereines Veschäftslokales ,der sich gegendiesebeschei¬
deneSteuerwehren darf ,weildamitderGesamtheitgedient
wird .Tuter es ,dannfehlt imjedesVerständnisfür dieAllgemeinheit,
ja sogarfür sein eigenesInteresse .Wennes jemalseineSteuergegeben
hat ,die gerechtwarundaufalle Schulterngerechtverteilt wird ,ist
es die Wohnbausteuer .Wennin Anpassungan die wirtschaftlichenVerhält-¬
nisseimStaateundandiewirtschaftlicheLeistungsföhggkehitdesEinzel-¬

nen die Gesamtheit zur Zahlung herangezogen wird ,dann wird esauch
möglichsein in einer absehbarenZeit dasWohnungselendzubeseitigen-¬wir

Dannwerden/dieWohnpolitikin eineBahngeführthaben ,diediewärkli-



cheBahnderKulturführt .InfrühererZeitwurdenurnachdenGrundsät- Wiedersufbau,wennmandieBemühungen,zuanderenwirtschaftlichenVerhält

zenderRentabibitätgebautundweilsichdasBauenfürdieAermstender issen zu gelangen ,immerwiederstört undsabetiert .Sie habensichzu
Armennicht rentierte ,so ist für diese eben nichts geschehen .Dasist diesemGesetzeinesehrschlechteZeit ausgesucht .Eshandeltsichnicht
die tiefer liegende Ursache des ganzen Wohnungsebands .DiesenZustand darum ,dasdie Steuerimeinzelnengeringist ,sonderndarum ,dasdurch

das Zusammenwirkenverschiedener Pelasgüngendie Bevölkerunginunerträgkann nur die Allgemeinheitüberwinden ,aber nicht durchkapitalistische lic ewirtsch tliche Verhältnissegerät .WennSie der Meinungsind ,dasMenhoden,sondernnur durchMetheden ,wiesie die Wohnbausteuervorsieht
ZudenBemerkungendesGR. Dr.Schwarz-HillerbezüglichdesHotelsde

durch diese Steuer das Wohnungselend gehoben werden kann ,so teile ich

' Europesei zubemerken:DisGemeindehatin einersehrumfangreichendieseMeinungnicht .Esist nichtnurnetwendig,dasneueHäusergebaut,
Darstellungalle vonAemternbelegtenGebäude ,die freigemachtwerden sondernauch ,daßdie altenerhaltenwerden .Aberin demGesetzfehlt
können ,beanspruchtunddaraufhingewiesen,dases EflichtdesStaates, eineBestimmung,dassDarlehenzuReparaturzweckemgewährtwerdenkönnen
des Landesund selbstverständlich auhh der gemeindeist ,alles daran DasesetzenthältalsoeineganzeReiheMängel.
zu setzen ,umdie überflüssigenBüroszu räumen .Aberobgkeichwirdein GR.Hanse(Tscheche)erklärt ,dasseineParteifürdieVorlage
Anforderungsgesetzhaben ,ist dennochnicht möglich ,das dasWohnungsstimmenwerde .Wennhier vonSeite der MinoritätgegendasGesetzStel -

amtalle überflüssigenRäumeanfordert ,weildie verantwortlichenAmts lunggenommenwird ,somüssenwirKleingewerbetreibendedarenerinnern,
organe nicht ihre Einwilligung dazu geben .( Hört ,Hörtibei denSozial - daß diese Partei schon ver 30 Jahren gesagt hat ,das das Kleingewerbege

demokraten) rettet werdenmus .Bishersehenwir aber ,das nur einige persönlichge -
GR.Schwerz-Hiller:AberderStaatverwendetdochdieseRäume rettet worden sind ,die Mehrzahl des Kleingewerbes aber zugrundegeriche .

nicht ! tet wordenist durchdenKrieg ,denSie ( zudenChristlichsezialen )ver -
GR .Weber :Dannmöchteich Ihnenempfehlen ,dahinzuwirken, schuldethaben .( StürmischeProtestrufebei denChristlichsczialen ).Auf

daßder Staat diese überzähligenRäumederAllgemeinheitüberlässt .Das der andernSeite sehenwir nochimmerMängelin derWohnungszuteilung

geschiehtnunleidernicht .WirhabenbeispielsweisedasHausdesEr- Wir hoffen ,dae die Wohnungenkünftig nachgerechten Grundsätzenzugen

nährungsamtesangefordert .Aberdas Handelsministeriumhat dagegenEin - sen werdenund daß auch die tschechische Bevölkerungals gleicheSteue
zahler ,gleichesRechtfinde .( Beifallbei denTschechen)spruch erhoben .( Hört !Hört !bei den Sozialdemokraten )UnddasHandels -

ministerium hat diese Bürolckalitäten ohne die Gemeindezu fragen ,an GR .Heider ( chr . sez . ) :Wennuns veggeworfen ,dan mir kesaziales
private Geschäftsinhaberweiter vermietet .( Rufebei denSozialdemokrs - Verständnis besitzen ,weil wir gegen die Wohnbausteuer s .Somd

ten :Dasist die WohnungsfürsorgederRegierung! )WirhabendieseBøro- entschiedenstzurückgewiesenwerden.Wirbesitzenoviesoz Ver

räume des Ernährungsamtes mit der Absicht angefordert ,dort Aemterun¬ ständnis ,das wir wissen ,daß der Mieter ,der am 1August

terzubringen ,die gegenwärtigin PrivathääsernWohnungeninnehaben. Zinsvon30Kmonatlichbezahlthat ,jetzt eineWohnbameuerv
Wirwolltendort dasPatentamtunterbringen ,HasimVII .BezirkinPri - Kronenjährlichzubezahlenhabenwird.

GReLinder( Soz.Dem. ) :DieZuckersteuermachtfürdiesenMietervathäusern45Mittelwehnungenbesetzthäßt .DieserPlankenntetrotz
unsererBemühungenbisheutenichtrealisiertwerden.Aehnlichverhält jährlich 77 . 000Kaus !

GR .Hiider ( chr . soz . ) :Es ist auch ganz falsch ,wennSie ausunes sich mitdemGebäudeder MarinesektionimIII .Bezirk ,dasmanen
serer HaltunggegenüberdenHausbesitzern ,ein EntgsgenkommenfürdieeineauswärtigeGesellschaftverklopfenwill .Staatlicher

GRBreitner :Pfui !Pfui !AndereRufe: /Wohnungsschacher!
Gh. Weber:WirhabenauchVerschlägebezüglichdesMilitärkem¬

Hausherrenkonstruieren .Leider ist es so ,daßder WienerHausherren -¬
standschenmehrals genugverjudetist .WennStR .Webersichdarüberbe¬

mandesgemachtundeshabenmitdenbeteiligtenMinisterienVerhandlun- schwerthat ,das bei VergebungvonfreiwerdendenRäumeninverschiedenen
genstattgefunden ,esistaberauchihnennichtsgeworden.Auchdie stastlichenGebäudenderPeitungdesWohnungsamtesSchwierigkeitenge¬
VersprachebeimErsparungskommissärhat nichtsgenützt .ErErsparungs machtwerden,sowillichdasnichtin Abredestellen ,weilichweis,
kommissärundsein Bürosindoffensichtlichbemüht ,dieseLokalitäten daß dies teilweise richtig ist .Aber es ist auch richtig ,daß das Woh¬

anauswärtigeGesellschaftenabzugeben.( RufebeidenSozialdemokraten : nungsamtder Regierungviele Schwierigkeitenbereitet .Wirhabengan
Zuverschachern!)AberdiesemerkwürdigePolitikhndertdieAemter
des Staates nicht uns die WohnungslesenStastebeamtenzurUnterbrin -

keineUrsache,diesemGesetzezuzustimmen ,weilesseinenZweckni
erreichenwirdundeinewirtschaftlicheBelastungderBevölkerungdar

gungzu übermitteln .Ja ,dieseStaatsämtergehensogarso weit ,fürsich
eigene WohnungsämterEinzurichten und Listen anzulegen ,die die Ministen

( Zwischenruf :Ministerfelle Wohnungsschieberei ! )
unterschreiben /Ich habe einem Minister geschrieben ,daß ich diese Art

stellt .
GR"eldmann(Deutschnational):StimmtdenAusführungendesStR.

Weberzu ,dochmüssevonallenSeitenversuchtwerden,bestehendeGe-
derVergebungvonWohnungennichtzudeckenvermag.Aberer hatmir gensätzezu verringern .Leider sei geradevonsozialdemckratischerSei -
geantwortet,daßer dafürgegenüberderOeffentlichkeitdievolleVer- te gar nichtsgetanworden ,umdieseGegensätzezuverringern .Wennman
antwortungruhigübernehme.AngesichtssolcherVorgängebleibtunsnich Leute ,die ein Tnennicht gemehmesAbzeichentragen ,mit demRevolver

anderesübrigals dieVerantwärtungabzulehnen,aberwirmüssenauch niederknallenwil ' ,so mußdasals Vorgehenbezeichnetwerden ,dasnicht
denWohnungslesendes Staates sagen ,sie mögensich mit ihrenAnliegen scharfgenugzuverurteilenist .Rednererkenntan ,dassdurchdasWohn-
dorthin wenden ,womanihnen augenscheinlichverschaffenkann .Schon bausteuergesetzgetrachtetwerde,dieWohnungenzuvermehrenunddaßes
umsolchenVerhältnissenabzuhelfen ,ist die äussersteFörderungdes gegenwärtigkeinanderesMittelgäbs ,weildieprivateBautätigksit
Wohnungsbaussnotwendig ;ein Beitrag dazu soll die Wohnbausteuersein . nichteinsetzenkönne .AbermanhättebeidiesemGesetzauchdieVerschie-
( Beifall bei denSozialdemokraten ) .

GR. Doppler( chr .soz - ) :Auchin demverliegendenGesetzkommtwie¬
denheit der GeschäfteRücksichtnehmenmüssen .Die Steuersätzeerschei
nen ihmfür die Gewerbetreibendenzu hoch ,besondersmüsstenkleinereder der einseitigeParteistandpunktzumAusdruck .Esdarf keinanderer
Gewerbereibendeberücksichgtwerden.Willeherrschen ,als derIhrige .AufdieseWeiseRommtmannichtzueinem



GR.Zimmerl(chr.soz.)erklärt,durchdieWohnbausteuerwerde
eine privateKapitalsbildungverhindertunddersuchteine ArtSoziali-¬
seerungdurchzuführen,dienochgefährlichersei ,alseinewirkliche
Sozialisierung .BezüglichdesvomReferentenkritisiertenGutachtensder
Handls -und Gewerbekammermüsseer betenen ,daß die Kammersichledig - ¬
lich erlaubte ,gegenden Standpunktder Sozialisierung zupolemisieren .

DasseiihrgutesRecht.DieGutachtenderinteressiertenKörperschaften
wurdenschomimFinnzausschußbagatellisiert ,manhabees nichtfürnot-¬
wendigbefunden,dieseGutachtendemAusschußmitzuteilen ,obgkeihhsie

sicherlichdurchaussachlichgehaktensei .Rednerzitiert einigeStel-¬
lendesGutachtensderHandelskammer.DerReferenthabedasGutachtenden
miteinembeleidigen/Ausdruckbezeichnet.

GR.Biber(chr.soz.)( AufdieMehrhettweisend)Dasverstehtja
dieGesellschaftdortgarnicht ,daist siezudummdazu .FrecheSchnau¬
zensinddas!

Dr.Danneberg(erregtzumPräsidenten):IchbittedochdenHerrn
zur Ordnungzurufen .Er ist alkoholisiert ,er solksichnachhause
führenlassen .WirwerdendenAlkoholkonsumimBuffetteinstellen,wenn
dieHerrennichtMaßhaktenkönnen.ImSaaleentsehtgroßeErregung.BeidenSozialdemokratenwird
gerufen:WirwerdenunsvoneinemsolchenMenschen,auchwennerbesoff
fenist ,nichtalles gefallenlassenGegenrufebei denChristlichsozi -¬
alen :Erwarja garnichtimBuffett.

GRForstner:Daßerbesoffenist ,istjaseineeinzigeEnt-¬
schuldigung.Zwischenrufe:EsisteineSchandefürIhrePartei,HerrKun-¬
schak ,daßSiesoeinenMenschendasitzenhaben.Wasist ' smitdem

Ordnungsruf?
VorsitzenderSchmid:Nachdemfestgestelltist ,daßderHerr

GR. BiberbeleidigendeAusdrückegebrauchthat ,musich meinBedauern
darüberaussprechenundihmzurOrdnungrufen.mmerl(fortfahrend):DerReferenthateinenAusdruckge-¬
baucht,derweitüberdashinausgeht ,wasGR.Bibergesagthat .Esmüs¬
seMittelgefundenwerden,dasmandenKörperschaftenentsprechende
dieihreInteressenberühren,abzugeben.

GR.Dr.Danneberg(Schlusswort)Ichmöchte,andasletztezunächst
anknüpfend,vorallemfeststellen,daßdieHandelskammerzurErstattung
ihresGutachtenseineFristvomMittwochbisMontaggehabthat .(Lachen
beidenChristlichsoz. )FragenSieeinmaldenHerrDr .Kienböck,welche
FristeneralsFinanzministerderHandelskammergibtundSiewerdendie
Antworthören,daßdieHandelskammerogtin12StundenihrGutachtener-¬
stattenmuss,weildieRegeerkungkeineSeithat .WEnndieRegåerkungdas
RahmengesetzüberdieHauszinssteuer,daßsieunsseitMärzschuldigist ,
rechtzeitig gegebenhätte undsich nicht bis DezemberZeitgelassen

hätteumdannderWeltmitzuteilen,daßsienichtszusagenweiss,undjedesLandmachensoll ,waseswill ,dannhättenauchwirfrühermit
derRegelungderSteuernbeginnenkönnen.WienistunterallenBundes
länderndasersteundeinzige,dassichbemühthatdieWohnungsbesteuerung
sofortinOrdnungzubringen.UnsdarauseinenVorwurfzumachen,daßdiesschnellgeschehenmusste,gehtnichtaneherkönnenwirumgekehrt
einenVorwurfgegendieRegeirungerheben.WürdenwirmiteinemProvisoSieriumgekommensein ,wieNiederösterreich,dannwürdenjedenfallsge
klagthaben,dasdieBevölkerunginUnruhesei ,weilnemandweiss,wieviel
er schliesslichSteuerzahlen .muss .StellenwiraberdieSteuergleich
imJännerfest,dannbeklagtmansich,daßdieHandelskammernur5Tage
Zeitgehabthat ,überdiesenGesetzentwurfmitseinenpaarParagraphen
nachzudenken!(Sehrrichtig!undBeifallbeiderMajorität)

HerrGR.Kunschakhatnungemeint,daßhierallerleiBudgetspielerei
engetriebenwerden,daßSteuernnurdemNamennachverschwindenusw.Ja
glaubenSiedaßeineGemeindevonderLuftlebenkannodervonIhrenoppe
sitionellenReden- weiloffenbardiechristlichsozialundgrossdeutsch
verwaltetenGemeindenkeineSteuerneinheben?(LachenundSehrgut !bei
derMajorität)SiewerdendurchsolcheRedendieFatsachenichtausdereswirklichWeltschaffen ,dass eineTat ist - eineTatgeradeimInte
ressederjenigendieSieinersterLiniezuvertreenvorgebenderMittelbeseitigtständler- dasdieUntermietabgabe wurde .Eswurdegesagt,daßsienurbisaufweiteresnichtmehreingehobenwarde.Ja ,wir
habengarkeineAbsicht ,dieseSteuernwiedereinzuführen.Dasaberdie
GemeindeeinSteuergesetznichtohneweitersausderHandgebenkann,solange
derHerrDr.KienböckFinanzministerist ,werdenSiebegreifen,wennchIhnen
etwasvondemVerhaltendesHerrDr-KienböckgegenüberWienerzähleMan
solltemeinen,daßer ,derselberjahrelangStadtratundMitglieddesfinanz
zusschusseswarderalsodieSchwierigkeitenderVerwalturgeinerGfogsstadt
sehrgutkennt,alsFinanzministereinbesonderesVerständnisfürgWiener
Interesenhabe.NichtumdersozialdemokratischenParteidasWirtschaften
zuerleichterne daskannmanvonihmnichtverlangen- aberimInteresse
jenerAngelegenheitenderVemeindediemitsozialdemokratischundchristlich
sozialgarmichtszutunhaben,dieallgemeineInteresensind.Wasgeschieht
aber?InderZeitdadieChristlichsozialenGürtlerundSegurFinanzministe:
waren,hatdieRegeireungvonihremverfassungsmässigenRechtGesetze,gegen
diekeinBedenkenvorliegt ,achtWochenliegenzulassen ,bevorsieerklärt
dassiekeienenEinwanderhebtnichtGebraschgemacht.Dasist aucheine
Forderung,diealleLänder,ohneUnterschied,aufLänderkonferezenwiederholtandieRegdårunggestellthaben.DiesmalaberhatderWienerLandtagam29

Dezember,elsovordreiWochen,einigeSteuergesetzebeschlossenniähtsals
eineAnpassunglängstbestehenderSteuern.(LachenbeidenChristlichsoz.)
JaSieglaubenwahrscheinlich,daßnurderDr.KjeböckdieBundessteuernvalor
isierendarf!DerFianzminsseerselbsthatgesagt,daßjedesLandschauen
muss,wieesmitseinenSteuerndrauskommt.WirhabenunsandieseWeisung
gehalten- unddasFinmnzministeriumlässtentgegenallerfrüherenPraxisnurFri sten einräumt ,ein sachlich erwogenes Gutachten über Angelegenheiten diese Gesetze drei Wochemliegen /damit die Gemeinde ihre Steuern nicht ein

kassierenkann!(Hört!Hört!beiderMajorität)Wennsoetwasgeschieht,wenn
ein Fimanzminsier ,der nochimmerMitglieddieses Gemeinderatesist ,das
tut ,dannmüssenwir ,glaubeich ,mitdemAufgebenvonSteuergesetzenVorsich
tigsein .

GR.Kunshakhatauchgefragt,obdasWohnbausteuergesetzwirklichganz
genaudemWiederaufbaugesetzentsprichtundobwirunsdarübervergevis-¬
serthaben,daßdieBundesregierungnichterklärenwird ,dieseSteuersei
garnichtdievorgeschriebeneHauszinssteuerunddannnachdroiMonaten,
wennwiresnichttun ,selberwiederdieHauszinststeuereinhebt.Nachdem
WortlautdesWiederaufaugesetzesscheinteszweifellosdasdieSteuer
unterdenBegriffderGebäudesteuernfälltalsodemWideraufbaugesetzent
spricht.WirhabenaberdenEntwurfauchallenMinisteriengeschickt.Win
nabenunsauchimFinanzministeriumerkundigt ,wiees sichzudemJesetze
stellt undes wurdeunsmitgeteilt ,dasses nichtin derLageseieine
Antwortzugeben.Wirkönnennichtsanderesmachen,alsunsereGesetznach
bestenWissenundGewissenauszuarbeitenundwenndieRegierungderOrd-¬
nungwünscht,einDurcheinanderinWienzuerzeugen,dannmüssenwirdasdemHerrnKienböcküberlassen.DieRegierungmachtalsoeinePolitik,die
daraufhinausgeht,dieGemeindeWiennichtzuihrenSteuernkommenzulas-¬
sen. Dazukommtnoch,dasswirvonderMegierungimmermitneuen.Lastenbe-¬
dachtwerden .Erst heutenachmittagsist unsein Gesetzentwurfzugegangen,
dereinekleineErhöhungderArbeitslosenunterstützungvorsieht .DieGe-¬
meindenwerdennachdiesemGesetzeverhaltenzehnProzentderArbeits-



losenunterstützungausihrenMittelnzubezahlen.DasmachtbeiderGe-¬
meindeWiennichtwenigeralsvierzigMilliardenKronenjährlichaus .Wo
solldieGemeindedieseRiesensummehernehmen,wennmanihrnichteimal
erlzubtdieSteuerneinzuheben,diesieschonseitJahrundTagbeschlos¬nurwieDieAutomobilabgabe,dieKonzessionsabgabeundsenund
die HausgehilfenabgabederGeldentwertungangepastwerdensind .AlleGe-¬
setzelaufendaraufhinaus,wieHerrKunschakbehauptethat ,dassderMagi-¬
strassalleskann. Soschlimmist esnatürlichnicht .DerMagistratkann
nichtalles ,sonderner ist aneineKommissiongeunden,in dernichtein-¬
maldieSozialdemokratendieMehrheithabenunddieseKommissionentschei-¬
detüberallePeschwerden ,dieausdemGesetzeüberdieWohnbausteuer
entstehenkönnen. Dasist alsoeinesolcheKommissionwiesiederHerr
Kunschakverlangthat. WassindüberhauptdieGesetzederGemeindeWien
gegendieAllgewaltdesHerrnFinanzministersDr .Kienböck,diedieeigene
VolksvertretungzurSeitegeschobenhatundsichmiteinemKabinettsrat

begnügt.
HilfwashelfenkannDaherhatHerrKunschakauchgemeint ,dass

mitdieerSteuerdergrossenArbeiterbaugenossenschaftdem„Grundstein“
geholfenwerdensoll . SiewerdenesdenArbeiternnichtverwehrenkönnen,
dassie sichzuGenossenschaftenzusammenschliessenundimfreienWett-¬
bewerbsichArbeitensichern . Der„Grundstein“ist heutedasgrössteBau-¬
unternehmender Republik und es kst auch nicht richtig ,dass er alle Bau- ¬
arbitenderGemeindeerhaltenhat ,sondernesist knappdieHälfteihm
übertragenwordenundes wäreunvernünftigwenndieGemeindeWienihn
auschaltenwürde.

AuchHerrnStadtratKunschakhatzugegeben,dassderCharakter
einerZwecksteuernichtgeleugnetwerdenkann .Nurhater gemeint,dass
dieGemeindeauchausihrenMittelngbauensollundesüberhaupteine
der bedeutendtenAufgabeneiner GemeindeverwaltungseiWohnungsfürsorge
zu betreiben . Esfeeut mich ,dassHerrKunschaksich zu dieserAnschauung
durchgerungenhat ,ebwohldas reichlich spät kommt .Er ist 17 Jahrehier
imGemeinderatgesessenaberseinWirkenist währenddieserlangenZeit
wirkungslosgeblieben.WurdedocheinProjektdesStadtbaumeistersMel-¬
cher ,nachdem8000Wohnungnnin Wienerbauthättenwerdensollenundfür
die die Gemeindenur die Kapitalsbeschaffungzu besorgengehabt hätte - ¬
einenverlornenBauaufwandhatesdamalsnochnichtgegeben-überhaupt
nichtderRedefürwerterachtet .FreilichdamalswarendieHälfteder
MitgliederdesGemeinderatesHausbesitzerunddieseHerrenhabennichtgeduldet,dassdamalsHäusergebautwerdenundausdiesemGrundsindwir
ja auchin diesesWohnungselendgekmmen.IndenStädten ,vorallemim
DeutschenReiche ,wokeine Christlichsozialenverwaltet haben ,dorthat
es immereineregeWohnbautätigkeitderGemeindeverwaltungengegeben.
Im WienerGemeinderatwurdeder AntragSchuhmeierzehn MillionenKronen
für Kleinwohnungenzu bewilligennkchtnurabgelehnt ,sonderer
erregtebeidenChristlichsozialennurGelächter .Am17. November1911
hatderGemeinderatbeschlossen250elendeNotwohnungenzuerbauen,wo-¬
beiin demBeschlussausdrücklicheineBestimmngaufgenommenwurde,dass
keineAnerkenungeinerrechtlichenVerpflichtungzurUnterbringung
wohnungsloserFamilienfür die Gemeindebestehe .Eshandlesichüber-¬
hauptnurumeinefreiwilligeLeistungderGemeinde.In IhenBudggtspran-

gennochimmerdiezehnKronenalseinzigeJahreausgabefürWohnungs-¬
fürsprge. SiehabeneineAuskunfteifür Sommerwohnungeneingerichtet ,aber
dassdieWenerinWienWohnungenerhalten,daranist IhnenimInteresse
derHausherrennichtgelegengewesen.

NunzurFragederHöhedieserSteuer.SiesollnachdenWorten
des
desHerrnKunschakdasKrügleinzumUeberflüesenbringen.Voreinpaar
Wochenhabenda habenSie anderesgederdet ,da warIhnenkeinZinszu
hoch ,dahabensie Hausherrendemonstrationenveranstaltet ,dahatHerr
Vizebürgemeister Hoss seine Unterschrift unter einen Aufrufgesetzt ,

in demder 12' 4facheMietzinsin Goldverlangtwordenist . Dashätte
füreineArbeiterfamilieeinenreinenZinsohnejedeSteuervonminde-¬
stens 50 . 000Kronenmonatlichbedeutet . Wirhabenim neuenMietengesetz
denZins soeit herabgedrückt ,dass diese Arbeiterfamiliemit allenSteu-¬
ernnur10. 500KronenmonatlichMietezahlonwird .SiewoltendenMit-¬
telstand retten .Danerhabensie für eine Wohnungdie im Frieden2000
KronenJahrestinserfordert hat ,nicht wenigerals 3,472 . 000Kronenan
Miete verlangt ,ohse Steuern Wir haben für eine solche Wohnungeinschlies
lich aller Steuerneine Jahsesmietevon407 . 000Kronenerzielt !

HerrGemeinderatHaiderist auchNationalratunddawirderja
wissen,dassdetneueZuckerzolldesHerrnSeipelfürjedenKilogramm
1500Kronenbeträgt .Für eine vierköpfigeFamiliemachtdas imJahre
72 . 000Kronenaus ,das ist also fünfmalsoviel als die Wohnbausteuerfür
diese Familie Seträgt .Ich glaube ,dass die Einwände ,die gegen deSteuer
gmachtwordensindnurdeshalberfoltsind ,weilSieunterallenUmstän-¬
dengegendieseSteuersind .Werabergerechtundobjektivseinwill ,der
wirdzugebenmüssen ,dass diese Steuer durchausgerechtfertigt ist und
der wirdauchfür diese Steuerstimmen .( StürmischerBeifall ! )

NachtazsächlichenBerichtigungender GR .KunschakundZimmerl
wirddas Eingehenin die Spezialdebattebeschlossen ,woraufdefVor-¬
sitzendedieSitzungaufmorgen4 Uhrnachmittagvertagt .
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